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VERWALTUNG S GERICHT BRAUN S CHWEIG

5 A 75109

Eing€gangen
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HA Tronje Döhmer

BESCHLUSS

ln der Verwaltungsrechtssache

des Herrn Jörg Bergstedt,
Ludwigstraße 1 1, 35447 Reiskirchen-Saasen,

Proz.-Bev.: Rechtsanwälte Döhmer und andere,
Bleichstraße 34, 35390 Gießen, - 23-10/00006 vö -

gegen

die Stadt Braunschweig, vertreten durch den Oberbürgermeister,

Bohlweg 30, 38100 Braunschweig, - 0300-1271A090/2009 -

Beklagte,

Beigeladen:

Bundesrepublik Deutschland,
nertreten durch das Johann Heinrich von Thünen-lnstitut (Wl),

50, 381 1 6 Braunschweig,

.-Bev.: Rechtsanwälte Göhmann und andere,
Ottmerstraße 1-2, 38102 Braunschweig, - 01885-09/GR/BL -

Versammlungsrecht
- Auflagen -

hat das Verwaltungsgericht Braunschweig - 5. Kammer - am 10. März2010 durch die

Berichterstatterin beschlossen :
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Das Verfahren wird eingestellt.

Die Kosten des Verfahrens tragen der Kläger zuz0o/o und die
Beklagte zu 8A o/o.

Die Beigeladene trägt ihre außergerichflichen Kosten selbst.

Der wert des streitgegenstandes wird auf 5.000,00 EUR fest-
gesetzt.

Gründe

Nach den übereinstimmenden Erledigungserklärungen der Beteiligten ist das Verfahren in
entsprechenderAnwendung des $ 92 Abs. 3 vwGo einzustellen und nach g 161 Abs. 2
VwGO über die Verfahrenskosten unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und
Streitstandes nach billigem Ermessen zu entscüreiden.

lm vorliegenden Fall entspricht die in der Beschlussformel getroffene Entscheidung billi-
gem Ermessen.

Das Gericht folgt insoweit der Erklärung der Beteiligten über die Kostentragung (Nr. 5111
derAnlage 'l zum GKG).

Die streitwertfestsetzung beruht auf g 52 Abs. 2 GKG (Auffangwert).

Rec htsm ittel beleh ru n g

Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde statthaft, wenn der Wert des Be-
schwerdegegenstandes 200,00 Euro übersteigt. Die Beschwerde findet auch statt, wenn
sie vom Gericht wegen der grundsätzlichen Bedeutung der zur Entscheidung stehenden
Fragen zugelassen worden ist. Die Nichtzulassung ist unanfechtbar. Die Beschwerde ist
nur zulässig, wenn sie innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der
Hauptsache Rechtskraft erlangt oder sich das Verfahren anderweitig erledigt hat, bei dem
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Venrualtu n gsgericht Braunschweig,
Am Wendentor 7, 38100 Braunschweig,
oder
Postfach 4727, 38037 Braunschweig,

schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle eingelegt wird. lst der Streitwert später als
einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetä worden, kann die Beschwerde noch inner-
halb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des FestseEungsbeschlus-
ses eingelegt werden.

lm Übrigen ist der Beschluss unanfechtbar (g 1Sg Abs. 2 VwGO).

Düfer

Ausgefertigt
Braunschweig, den 11.03.201
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